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1. PLANAUFSTELLUNG 

Auf Grund der §§ 1 Abs. 3 und 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) und des § 58 des 

Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Verwaltungsaus-

schuss der Gemeinde Vollersode in seiner Sitzung am 12.12.2022 die Aufstellung des Bebau-

ungsplanes Nr. 22 „Im Dorfe“ beschlossen. 

Die Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes soll im beschleunigten Verfahren als Be-

bauungsplan gemäß § 13b BauGB (Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das be-

schleunigte Verfahren) erfolgen. Diese seit der Novellierung des Baugesetzbuches ab dem 

04.05.2017 gegebene Möglichkeit ist für Planungsfälle entwickelt worden, die die Entwicklung 

von Flächen für Wohnnutzungen zum Ziel haben und die sich direkt an den im Zusammen-

hang bebauten Ortsteil anschließen. Dieses Verfahren ermöglicht eine erhebliche Vereinfa-

chung und Beschleunigung von Bauleitplanverfahren zur Deckung des dringenden Wohn-

raumbedarfs und ist daher befristet anwendbar bis zum 31.12.2022. 

Mit Bezug auf den § 13a BauGB gilt auch für Verfahren nach § 13b BauGB, dass entsprechend 

den gesetzlichen Bestimmungen des Baugesetzbuches auf die frühzeitige Beteiligung der Öf-

fentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sons-

tigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB verzichtet werden kann.  

Der Gesetzgeber hat die Aufstellung von Bebauungsplänen im Verfahren gemäß § 13b 

BauGB – analog zu § 13a BauGB - an folgende Bedingungen geknüpft: 

1. Die Größe der im Bebauungsplan festgesetzten Grundfläche im Sinne des § 13a Absatz 

1 Satz 2 BauGB / § 19 Abs. 2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) muss gem. § 13b 

BauGB weniger als 10.000 m² betragen. Dabei sind die Grundflächen mehrerer Bebau-

ungspläne, die in einem engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang 

aufgestellt werden, mitzurechnen. 

Die im vorliegenden Bebauungsplan festgesetzte Grundfläche beträgt 1.799 m² 

(7.195 m² Fläche des Allgemeinen Wohngebietes x GRZ 0,25) und unterschreitet somit 

die genannte gesetzliche Schwelle von 10.000 m² deutlich. 

2. Durch die Planung dürfen keine Vorhaben begründet werden, die einer Pflicht zur Durch-

führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß den Bestimmungen des Gesetzes 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) oder Landesrecht unterliegen.  

Aufgrund des städtebaulichen Planungsziels mit dem vorliegenden Bebauungsplan die 

Entwicklung eines Allgemeinen Wohngebietes planerisch vorzubereiten, ist zudem kein 

Vorhaben geplant, welches einer allgemeiner Vorprüfung des Einzelfalls im Hinblick auf 

die Erforderlichkeit der Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegt (Nie-

dersächsisches Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (NUVPG): § 2 Abs. 1 i. 

V. m. Anlage 1 Liste „UVP-pflichtige Vorhaben“ und Gesetz über die Umweltverträglich-

keitsprüfung (UVPG): § 1 Abs. 1 i. V. m. Anlage 1 Liste „UVP-pflichtige Vorhaben“). 

3. Es dürfen keine Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe 

b BauGB genannten Schutzgüter vorliegen. Es handelt sich dabei um die Erhaltungsziele 

und Schutzzwecke von EU-Vogelschutzgebieten und Flora-Fauna-Habitat Gebieten 

(FFH-Gebiete).  

Weder im Plangebiet, noch in seinem Umfeld befinden sich EU-Vogelschutzgebiete oder 

FFH-Gebiete.  

4. Das beschleunigte Verfahren ist auch ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte dafür beste-

hen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen 

von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu be-

achten sind. Dementsprechend sind Flächen einander so zuzuordnen, dass bei schwe-

reren Unfällen (z. B. eine Emission, ein Brand oder eine Explosion größeren Ausmaßes, 

die zu einer ernsten Gefahr für die menschliche Gesundheit oder die Umwelt führen), 

Auswirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete 
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sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete, insbesondere öffentlich genutzte Gebiete, 

wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes 

besonders wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete und öffentlich genutzte Ge-

bäude, so weit wie möglich vermieden werden. 

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan ist, wie unter Punkt 2 bereits ausgeführt, die Ent-

wicklung eines Allgemeinen Wohngebietes vorgesehen. Schwere Unfälle im Sinne des 

Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU sind damit nicht zu erwarten. 

Somit sind sämtliche planungsrechtlichen Voraussetzungen erfüllt und bei der Aufstellung des 

vorliegenden Bebauungsplanes kann das beschleunigte Verfahren gemäß § 13b BauGB zur 

Anwendung kommen. Im vorliegenden Fall wird zudem von einer Umweltprüfung gemäß § 2 

Abs. 4 BauGB und von einem Umweltbericht gemäß § 2a BauGB abgesehen. 

2. PLANUNTERLAGE 

Die Planzeichnung ist unter Verwendung einer vom öffentlich bestellten Vermessungsbüro 

Bruns zur Verfügung gestellten Katastergrundlage im Maßstab 1:1.000 erstellt worden. 

3. GELTUNGSBEREICH  

Das ca. 7.195 m² große Plangebiet befindet sich nordöstlich der Dorfstraße im Ortsteil Wall-

höfen der Gemeinde Vollersode. 

Die räumliche Lage des Plangebietes ist der nachfolgenden Abbildung, die genaue Abgren-

zung der Planzeichnung zu entnehmen.  

 
Abb. 1: Räumliche Lage des Plangebietes  
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4. STAND DER RÄUMLICHEN PLANUNG / PLANUNGSVORGABEN 

4.1 Ziele der Raumordnung und Landesplanung 

Gemäß § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung 

anzupassen. Die Ziele der Raumordnung sind im Landes-Raumordnungsprogramm Nie-

dersachsen (LROP) aus dem Jahr 2012, in seiner aktuellen Fassung aus dem Jahr 2022, 

formuliert und werden im Regionalen Raumordnungsprogramm für den Landkreis Oster-

holz 2011 (RROP) konkretisiert. Nachfolgend wird auf die für den Planungsbereich und das 

Planungsziel relevanten Ziele und Grundsätze eingegangen. Während für die Bauleitplanung 

an die Ziele (nachfolgend in Fett- und Kursivschrift) der Raumordnung eine Anpassungspflicht 

besteht, sind Grundsätze (nur Kursivschrift) und sonstige Erfordernisse der Raumordnung in 

Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen zu berücksichtigen.  

Im Folgenden sind die für die vorliegende Planung relevanten Ziele und Grundsätze der 

Raumordnung und Landesplanung aufgeführt. 

Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP)  

In der zeichnerischen Darstellung des aktuellen Landes-Raumordnungsprogramms werden 

für das Plangebiet keine planerischen Zielsetzungen getroffen. 

Das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen enthält im textlichen Teil folgende 

raumordnerische Grundsätze und Zielvorgaben zur Entwicklung der räumlichen Struktur des 

Landes sowie zur Entwicklung der Siedlungsstruktur, die für die vorliegende Planung relevant 

sind: 

1.1 Entwicklung der räumlichen Struktur des Landes  

1.1 01 „In Niedersachsen und seinen Teilräumen soll eine nachhaltige Entwicklung die Vo-

raussetzung für umweltgerechten Wohlstand auch für kommende Generationen 

schaffen“. 

2.1 Entwicklung der Siedlungsstruktur  

2.1 01 „In der Siedlungsstruktur sollen gewachsene, das Orts- und Landschaftsbild, die Le-

bensweise und Identität der Bevölkerung prägende Strukturen sowie siedlungsnahe 

Freiräume erhalten und unter Berücksichtigung der städtebaulichen Erfordernisse 

weiterentwickelt werden. Für kulturelle Sachgüter innerhalb der Siedlungsstruk-

turen gelten die Festlegungen in Abschnitt 3.1.5 Kulturelles Sachgut, Kultur-

landschaften.“ 

Der Bereich des Plangebietes ist auf Ebene des Flächennutzungsplanes der Samtgemeinde 

Hambergen bereits als gemischte Baufläche dargestellt und somit für eine bauliche Nutzung 

vorgesehen. Aufgrund der Nachfrage nach Wohnbaugrundstücken in der Gemeinde Voller-

sode soll nun die vorhandene einzeilige, straßenseitig orientierte Bebauung entlang der Dorf-

straße durch die Entwicklung eines Allgemeinen Wohngebietes ergänzt werden. Die für das 

Ortsbild bedeutsamen Gehölzstrukturen, überwiegend bestehend aus Eichen, werden erhal-

ten, so dass diese identitätsstiftenden Elemente auch zukünftig Teil des Ortsbildes sein wer-

den. 

Am 7. September 2022 trat eine Änderung des Landes-Raumordnungsprogramms (LROP) in 

Kraft. Kapitel 3.1.1 Elemente und Funktionen des landesweiten Freiraumverbundes, Bo-

denschutz wurde eine neue Nummer 05 als Grundsatz der Raumordnung eingeführt, die fol-

gendes beinhaltet: „Die Neuversiegelung von Flächen soll landesweit bis zum Ablauf des Jah-

res 2030 auf unter 3 ha pro Tag und danach weiter reduziert werden.“ Mit diesem Grundsatz 

soll die Innenentwicklung weiter gestärkt und der Schutz des Außenbereichs vor Überbauung 

sowie die Aktivierung von Brachflächen und Konversionsflächen vorangetrieben werden. Da 

im vorliegenden Planungsfall eine wohnbauliche Entwicklung vorbereitet werden soll und da-

für weder Brach- noch Konversionsflächen zur Verfügung stehen, wird auf eine innerörtliche 

Fläche innerhalb des Siedlungsbereiches zurückgegriffen. Durch die bereits vorhandene 



 Seite 6 

 Entwurf (Stand: 30.03.2023)   

Erschließung kann das Plangebiet flächensparend entwickelt werden, so dass die vorliegende 

Bauleitplanung mit dem vorgenannten Grundsatz vereinbar ist. 

Weiterhin ist am 01.09.2021 zum Zwecke des Hochwasserschutzes die Verordnung über die 

Raumordnung im Bund für einen länderübergreifenden Hochwasserschutz (BRPHV) in 

Kraft getreten. In dieser sind Ziele (Z) und Grundsätze (G) der Raumordnung enthalten, die 

nun zusätzlich zu den Regelungen des LROP und RROP als Grundsätze berücksichtigt bzw. 

als Ziele beachtet werden müssen. Folgende Inhalte sind für die vorliegende Planung relevant: 

 Hochwasserrisikomanagement 

I.1.1 (Z) Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen einschließlich der Siedlungsent-

wicklung sind die Risiken von Hochwassern nach Maßgabe der bei öffentlichen Stellen ver-

fügbaren Daten zu prüfen; dies betrifft neben der Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines Hoch-

wasserereignisses und seinem räumlichen und zeitlichen Ausmaß auch die Wassertiefe und 

die Fließgeschwindigkeit. Ferner sind die unterschiedlichen Empfindlichkeiten und Schutzwür-

digkeiten der einzelnen Raumnutzungen und Raumfunktionen in die Prüfung von Hochwas-

serrisiken einzubeziehen.“ 

 Das Plangebiet befindet sich außerhalb von festgesetzten oder vorläufig gesicherten 

Überschwemmungsgebieten. Auch bei Extremereignissen ist eine Betroffenheit aufgrund der 

Höhenlage von ca. 37 m über NHN sowohl in Bezug auf Gefahren durch Binnengewässer als 

auch Küstengewässer sehr unwahrscheinlich. Damit besteht kein Zielkonflikt. 

„I.2.1 (Z) Die Auswirkungen des Klimawandels im Hinblick auf Hochwasserereignisse durch 

oberirdische Gewässer, durch Starkregen oder durch in Küstengebiete eindringendes Meer-

wasser sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen einschließlich der Siedlungs-

entwicklung nach Maßgabe der bei öffentlichen Stellen verfügbaren Daten vorausschauend 

zu prüfen.“ 

 Auswirkungen durch den Klimawandel sind ebenfalls nicht zu erwarten, da davon aus-

zugehen ist, dass es auch bei Starkregenereignissen aufgrund des Geländereliefs nicht zu 

Überflutungen kommt.  

Regionales Raumordnungsprogramm für den Landkreis Osterholz 2011 (RROP)  

Das Regionale Raumordnungsprogramm weist für das Plangebiet sowie die nördlich und 

nordöstlich angrenzenden Bereiche eine zeichnerische Darstellungen als Vorbehaltsgebiet 

Landwirtschaft auf. Westlich schließen sich Flächen an, die als Standort Schwerpunktaufgabe 

Sicherung und Entwicklung von Wohnstätten - mit räumlicher Abgrenzung ausgewiesen sind. 

Die Flächen südöstlich des Plangebietes weisen eine Darstellung als Vorranggebiet Natur und 

Landschaft sowie Vorbehaltsgebiet Erholung auf.  
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Abb. 2: Auszug aus dem Regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreises Osterholz (Bereich des 

Plangebietes ist mit einem schwarzen Kreis gekennzeichnet) 

Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft  

3.7.1 03 „Bereiche, 

• die aufgrund einer hohen natürlichen Ertragskraft für eine landwirtschaftliche Nutzung 

besonders geeignet sind, 

• in denen die Landwirtschaft die räumlichen Bedingungen für eine hohe wirtschaftliche 

Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit vorfindet, 

• in denen die Landwirtschaft das Erscheinungsbild der Kulturlandschaft besonders 

prägt oder 

• in denen die Landwirtschaft einen besonders positiven Einfluss auf Arten und Lebens-

gemeinschaften hat, 

sollen für die Landwirtschaft besonders gesichert und bei der Abwägung mit konkurrierenden 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen besonders berücksichtigt werden. Sie wer-

den dazu als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft festgelegt. […]“ 

Der überwiegende Teil des Plangebietes wird gegenwärtig landwirtschaftlich als Grünland ge-

nutzt. Eine Überprüfung der Beikarten zum RROP ergab, dass das standortbezogene natürli-

che Grünlandertragspotenzial als „gut“ und das standortbezogene natürliche Ertragspotenzial 

für Acker als „hoch“ eingestuft wird. Insofern ist die wirtschaftliche Bedeutung der Flächen des 

Plangebietes als eher hoch einzustufen.  

Das Plangebiet liegt zudem in einem Bereich, der aufgrund der hohen wirtschaftlichen Leis-

tungs- und Wettbewerbsfähigkeit bedeutsam für die Landwirtschaft ist. Da sich das Plangebiet 

im Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft befindet, sind die landwirtschaftlichen Belange bei der 
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Abwägung mit konkurrierenden Planungen und Maßnahmen besonders zu berücksichtigen 

(vgl. RROP 3.7.1 03). 

Da sich das Plangebiet innerhalb eines Vorbehaltsgebietes Landwirtschaft befindet, sind die 

landwirtschaftlichen Belange bei der Abwägung mit konkurrierenden Planungen und Maßnah-

men besonders zu berücksichtigen (vgl. RROP 3.7.1 03). Beeinträchtigungen durch die Pla-

nung bzw. durch die vergleichsweise kleinflächige wohnbauliche Nutzung auf das Vorbehalts-

gebiet Landwirtschaft sind nicht zu erwarten, da es sich um eine Siedlungsarrondierung eines 

durch die vorhandene Bebauung im unmittelbaren Umfeld des Plangebietes geprägten Be-

reich handelt. Zudem ist die landwirtschaftliche Nutzung durch den vorhandenen Gehölzbe-

stand eingeschränkt. 

Beeinträchtigungen in Bezug auf das Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft sind durch die ver-

gleichsweise kleinflächige wohnbauliche Nutzung nicht zu erwarten. Die Belange der Land-

wirtschaft werden an dieser Stelle zu Gunsten der Entwicklung eines Wohngebietes an dem 

gewählten Standort zurückgestellt. 

2.3 Siedlungsstruktur, Wohnstandorte und Standort der gewerblichen Wirtschaft 

Gemäß 2.3. 03 RROP ist „die Siedlungsentwicklung […] im Rahmen der Bauleitplanung 

vorrangig auf die als Zentrale Siedlungsgebiete räumlich näher festgelegten Zentralen 

Orte und auf die räumlich näher festgelegten für eine Siedlungsentwicklung besonders 

geeigneten Orte oder Ortsteile auszurichten. […] Soweit in der Samtgemeinde Hamber-

gen eine Siedlungsentwicklung im Zentralen Siedlungsgebiet und im für eine Sied-

lungsentwicklung besonders geeigneten Ortsteil Kiebitzsegen nicht mehr möglich ist, 

ist die Siedlungsentwicklung vorrangig auf die räumlich näher festgelegten und für eine 

Siedlungsentwicklung geeigneten Ortsteile Wallhöfen, Axstedt und Lübberstedt zu 

konzentrieren. 

Die für eine Siedlungsentwicklung besonders geeigneten Orte oder Ortsteile und die 

sonstigen für eine Siedlungsentwicklung geeigneten Orte oder Ortsteile werden räum-

lich näher festgelegt und in der zeichnerischen Darstellung unter Verwendung des 

Planzeichens „Standort Schwerpunktaufgabe Sicherung und Entwicklung von 

Wohnstätten“ abgegrenzt. […]“ 

Im Textteil wird dazu ausgeführt, dass „die Siedlungsentwicklung […] im Rahmen der Bauleit-

planung vorrangig auf die als Zentrale Siedlungsgebiete räumlich näher festgelegten Zentra-

len Orte und auf die räumlich näher festgelegten für eine Siedlungsentwicklung besonders 

geeigneten Orte oder Ortsteile auszurichten [ist].  

[…] 

Für einen darüber hinausgehenden, nicht in den Zentralen Siedlungsgebieten und in den für 

eine Siedlungsentwicklung besonders geeigneten Orten oder Ortsteilen realisierbaren die ört-

liche Eigenentwicklung übersteigenden Siedlungsbedarf werden sonstige für eine Siedlungs-

entwicklung geeignete Orte oder Ortsteile festgelegt, und zwar in Scharmbeckstotel, Axstedt, 

Lübberstedt und Wallhöfen (vgl. Karte. 2.3 – 2). Sie kommen für eine Siedlungsentwicklung in 

Frage, wenn die Potentiale der Zentralen Siedlungsgebiete und der für eine Siedlungsentwick-

lung besonders geeigneten Orte oder Ortsteile ausgeschöpft sind. Gründe für die Ausschöp-

fung des Potentials können neben einer vollständigen Bebauung auch aus einer mangelnden 

Verfügbarkeit geeigneter Grundstücke aufgrund fehlender Verkaufsbereitschaft der Eigentü-

mer resultieren. 

Darüber hinaus können Immissionsbelastungen sowie naturschutzrechtliche oder natur-

schutzfachliche Belange einer Bebauung ansonsten geeigneter Grundstücke entgegenstehen 

wie z.B. der gesetzliche Biotopschutz, ein Landschaftsschutzgebiet oder sonstige wertvolle 

innerörtliche Freiflächen. Ferner ist denkbar, dass geeignete Grundstücke z.B. aufgrund einer 

schwierigen Erschließungssituation nicht mit wirtschaftlich vertretbarem Aufwand erschlossen 

werden können, oder dass andere Belange einer Bebauung entgegenstehen, wie z.B. der 

vorbeugende Hochwasserschutz. […]“ 
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Die Siedlungsentwicklung innerhalb der Samtgemeinde Hambergen wird zwar vorrangig auf 

den in der Gemeinde Hambergen gelegenen zentralen Siedlungsbereich konzentriert, ergän-

zend soll jedoch auch in den einzelnen Mitgliedsgemeinden eine den städtebaulichen Erfor-

dernissen angepasste bauliche Entwicklung ermöglicht werden. Die Gemeinde Vollersode 

greift daher im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung auf einen Bereich zurück, der unmit-

telbar an einen Standort Schwerpunktaufgabe Sicherung und Entwicklung von Wohnstätten 

angrenzt und an drei Seiten von bestehender Bebauung umgeben ist. Insofern kann der Be-

reich des Plangebietes als für die wohnbauliche Siedlungsentwicklung geeignet eingestuft 

werden. 

Mit der vorliegenden Bauleitplanung möchte die Gemeinde Vollersode in einem Bereich, der 

grundsätzlich für eine Siedlungsentwicklung gut geeignet  und bereits auf Ebene des Flächen-

nutzungsplanes der Samtgemeinde Hambergen als gemischte Baufläche dargestellt ist, ein 

Angebot an Baugrundstücken schaffen. Einrichtungen zur Nahversorgung sind in einer Ent-

fernung von ca. 1,2 km (Wegeentfernung) vom Plangebiet vorhanden. Auch eine Schule, ein 

Kindergarten / Kinderkrippe sowie Sportanlagen sind gut zu erreichen und weisen eine Wege-

entfernung von ca. 1,0 km auf.  

Vorranggebiet Natur und Landschaft  

3.5.2 03 „In den Vorranggebieten Natur und Landschaft und Grünlandbewirtschaftung, 

-pflege und -entwicklung sind raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen nur zuläs-

sig, soweit sie mit den Schutzzwecken bzw. Zielsetzungen der den Gebieten zugrunde 

liegenden naturschutzrechtlichen Festlegungen und -fachlichen Programmen und Plä-

nen vereinbar sind. Unberührt bleiben die landwirtschaftliche Flächenbewirtschaftung 

im Rahmen der guten fachlichen Praxis sowie die ordnungsgemäße Forstwirtschaft, 

soweit nicht durch besondere naturschutzrechtliche oder andere öffentlich-rechtliche 

Vorschriften oder Verträge Einschränkungen erfolgen.“ 

Gemäß Beikarte 3.5.2-7 zum RROP ist die fachliche Grundlage für das Vorranggebiet Natur 

und Landschaft die bestehende Ausweisung als Landschaftsschutzgebiet (LSG OHZ Nr. 10 

Findorffschanze). 

Das Plangebiet befindet sich außerhalb des Vorranggebietes Natur und Landschaft. Entspre-

chend den städtebaulichen Zielen der Gemeinde Vollersode soll durch die vorliegende Bau-

leitplanung eine aufgelockerte einzeilige wohnbauliche Nutzung unter Berücksichtigung des 

vorhandenen Gehölzbestandes ermöglicht werden, die sich auf einen straßennahen Bereich 

beschränkt. Negative Auswirkungen auf das Landschaftsschutzgebiet oder das Vorranggebiet 

sind durch die vorliegende Bauleitplanung nicht zu erwarten. 

Vorbehaltsgebiet Erholung 3.9 07 

3.9 01 „Die Voraussetzungen für eine landschaftsgebundene Erholung in Natur und Land-

schaft, d.h. sowohl die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie die Ruhe und Luftreinheit der 

Erholungslandschaft als auch deren Erschließung und Ausstattung mit Erholungseinrichtun-

gen, sollen gesichert und erforderlichenfalls verbessert werden.“ 

3.9 02 „Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Erholungslandschaft sollen durch Maßnahmen 

des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere durch Landschaftsschutzgebiete 

und konsequente Anwendung der Eingriffsregelung bei raumbedeutsamen Planungen und 

Maßnahmen zur Vermeidung und ggf. zum Ausgleich von Beeinträchtigungen des Land-

schaftsbildes gesichert werden.“ 

3.9 07 „In Vorbehaltsgebieten Erholung soll bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbe-

deutsamen Nutzungen der besonderen Funktion der Gebiete besonderes Gewicht beigemes-

sen werden.“ 

Gemäß Beikarte 3.9 – 1 zum RROP sind die östlich des Plangebietes gelegenen Flächen im 

Landschaftsrahmenplan als Bereiche mit einer sehr hohen Qualität des Landschaftsbildes 

(Kategorie A) gekennzeichnet. Besondere touristische Einrichtungen oder regional bedeut-

same Wander- oder Radwanderwege sind in der näheren Umgebung des Plangebietes nicht 
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vorhanden, so dass dieses am Rande eines Gebietes für landschaftsgebundene Erholung 

liegt und somit nur von allgemeiner Bedeutung ist. Die räumliche Ergänzung der einzeiligen 

straßenseitigen Bebauung ist daher an dieser Stelle aus städtebaulicher Sicht vertretbar.  

Wie den vorangegangenen Ausführungen zu entnehmen ist, trägt die vorliegende Bauleitpla-

nung den Vorgaben der Raumordnung Rechnung. Der Bebauungsplan ist daher mit den Zie-

len der Raumordnung und der Landesplanung vereinbar. 

4.2 Vorbereitende Bauleitplanung 

 
Abb. 3: Ausschnitt aus dem geltenden Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Hambergen (Plangebiet ist 

durch einen gestrichelten Kreis gekennzeichnet) 

Im wirksamen Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Hambergen sind das Plangebiet so-

wie die nördlich, südlich und westlich die angrenzenden Bereiche als gemischte Baufläche 

(M) dargestellt und werden durch eine Kennzeichnung als alte Ortslage überlagert. Gemäß 

textlicher Darstellung Nr. 1 haben „in den in der Planzeichnung dargestellten Bereichen der 

alten Ortslagen […] die Belange des Orts- und Landschaftsbildes eine besondere Wertigkeit. 

Insbesondere sind die vorfindlichen Bau- und Hofstrukturen, die Altbaumbestände und He-

cken, die Grundstückseinfriedungen sowie die Verzahnung von bebauten Grundstücken mit 

innerörtlichen Freiflächen zu erhalten und fortzuentwickeln.“ 

Die östlich des Plangebietes gelegenen Bereiche weisen entsprechend ihrer Nutzung eine 

Darstellung als Flächen für die Landwirtschaft auf. Diese ist überlagert von der Kennzeichnung 

des östlich der Dorfstraße gelegenen Landschaftsschutzgebietes.  

Aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplanes im Verfahren gemäß § 13b BauGB kommt 

§13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB zur Anwendung. Dementsprechend „kann ein Bebauungsplan, der 

von den Darstellungen des Flächennutzungsplanes abweicht, auch aufgestellt werden, bevor 

der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist; die geordnete städtebauliche Entwicklung 
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des Gemeindegebietes darf nicht beeinträchtigt werden; der Flächennutzungsplan ist im 

Wege der Berichtigung anzupassen.“ 

Aufgrund der geplanten Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebiets unter Berücksichtigung 

des vorhandenen Gehölzbestandes fügen sich Inhalte des vorliegenden Bebauungsplanes in 

die Konzeption des Flächennutzungsplanes ein. 

Im Ergebnis ist festzustellen, dass die Inhalte des Bebauungsplanes mit einer geordneten 

städtebaulichen Entwicklung vereinbar sind. Der Flächennutzungsplan wird daher auf dem 

Wege der Berichtigung durch die Darstellung einer Wohnbaufläche angepasst.  

4.3 Verbindliche Bauleitplanung  

Unmittelbar an das Plangebiet grenzen keine rechtskräftigen oder in Aufstellung befindlichen 

Bebauungspläne an.  

4.4 Dorferneuerung 

Um das eigenständige Profil der Teufelsmoor-Region zu stärken und eine nachhaltige Ent-

wicklung voranzutreiben, wurde im Sommer 2001 das Projekt "Dorferneuerungsverbund Teu-

felsmoor" initiiert, welches Ende 2003 planerisch abgeschlossen wurde. An der Planung wa-

ren die folgenden Dörfer beteiligt: 

Hambergen (Ortsteile Heißenbüttel, Heilsdorf, Ströhe und Spreddig) in der Gemeinde Ham-

bergen 

Hüttenbusch (Ortsteile Hüttenbusch, Hüttendorf, Heudorf, Neen Moor und Fünfhausen) in 

der Gemeinde Worpswede 

Ostersode (Ortsteile Ostersode, Nordsode und Meinershagen) in der Gemeinde Worpswede 

Teufelsmoor (Ortsteile Teufelsmoor, Niedersandhausen, Altendamm, Altenbrück und Neu-

enfelde) in der Stadt Osterholz-Scharmbeck 

Vollersode (Ortsteile Wallhöfen und Vollersode) in der Gemeinde Vollersode 

Laut Dorferneuerungsbericht ist die Siedlungsstruktur in der Gemeinde Vollersode stark diffe-

renziert. Auf der Geest weisen Wallhöfen als Haufendorf, Vollersode als Straßendorf entlang 

der Geestkante und Giehle als Waldweiler unterschiedliche Strukturen auf.  

Im Dorferneuerungsbericht werden keine konkreten Ziele für das Plangebiet formuliert. 

5. STÄDTEBAULICHE SITUATION 

Der Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes befindet sich nordöstlich der Dorf-

straße im Ortsteil Wallhöfen und wird gegenwärtig landwirtschaftlich als Grünland genutzt. 

Eine Baumgruppe, bestehend aus mehreren Einzelbäumen (Eichen), ist im nordwestlichen 

Teil des Plangebietes vorhanden. Weitere Einzelbäume, ebenfalls Eichen, befinden sich am 

südwestlichen und südöstlichen Rand des Plangebietes. 

Im Westen wird das Plangebiet durch die Zufahrt zu der nördlich des Plangebietes gelegenen 

ehemaligen Hofstelle begrenzt. Die verkehrliche Erschließung kann durch die Anlage von 

Grundstückszufahrten direkt über die Dorfstraße erfolgen. Diese mündet in einer Entfernung 

von ca. 0,5 km westlich des Plangebiete in die die B 74 und weist somit eine gute Anbindung 

an das überörtliche Verkehrsnetz auf. 

Das Umfeld des Plangebietes als Teil eines Haufendorfes weist eine locker strukturierte und 

überwiegend dörflich geprägte straßenseitig orientierte Bebauung auf.  

6. PLANUNGSANLASS / PLANUNGSZIELE 

Anlass für die Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes ist die vorhandene Nachfrage 

nach Baugrundstücken in der Gemeinde Vollersode. Im Rahmen der vorliegenden Bauleitpla-

nung soll daher die Entwicklung eines Wohngebietes bauleitplanerisch vorbereitet werden, um 
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der vorhandenen Nachfrage nach Baugrundstücken ein entsprechendes Angebot gegenüber-

zustellen.  

Aufgrund der Lage des Plangebietes, in direktem Anschluss an bereits vorhandene Bebau-

ung, ist der Geltungsbereich aus städtebaulicher Sicht für eine Weiterentwicklung des Sied-

lungsbereiches sehr gut geeignet, zumal bereits eine Darstellung als gemischte Baufläche im 

Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Hambergen vorhanden ist. Planungsziel ist daher 

die Entwicklung eines Allgemeinen Wohngebietes, in dem Einzel- und Doppelhäuser errichtet 

werden können. Zur Eingliederung der zukünftigen Bebauung in das Ortsbild soll eine örtliche 

Bauvorschrift in den Bebauungsplan integriert werden, die Regelungen zur Grundstücksein-

friedung enthält. Außerdem sind die vorhandenen Baumbestände zu erhalten. 

Im Vorfeld der Planung hat sich die Gemeinde Vollersode damit auseinandergesetzt, ob es 

gem. § 1 Abs. 5 BauGB (städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innen-

entwicklung) sowie gem. § 1a Abs. 2 des BauGB (Begründung der Notwendigkeit der Um-

wandlung landwirtschaftlicher oder als Wald genutzter Flächen) Flächen in der Gemeinde 

Vollersode gibt, die statt des Plangebietes als Wohngebiet entwickelt werden können, so dass 

eine Inanspruchnahme landwirtschaftlich genutzter Fläche vermieden werden kann. Wie be-

reits dargestellt, schließt das Plangebiet eine Lücke im Siedlungsbereich. Dadurch kann eine 

Zerschneidung bislang unzerschnittener Naturräume vermieden werden. Zudem ist eine Er-

schließung der zukünftigen Baugrundstücke direkt über die Dorfstraße möglich, so dass keine 

neuen Straßen gebaut werden müssen.  

Aufgrund der Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplanes wird die Fläche zwar dauer-

haft einer landwirtschaftlichen Nutzung entzogen, es handelt sich jedoch um einen Bereich, 

der im Flächennutzungsplan bereits für eine bauliche Entwicklung vorgesehen ist.  

Aus den vorgenannten Gründen ist die Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen städte-

baulich vertretbar. 

7. INHALT DES BEBAUUNGSPLANES  

7.1 Art der baulichen Nutzung 

Das Plangebiet ist als Allgemeines Wohngebiet festgesetzt. In diesem werden die ausnahms-

weise in Allgemeinen Wohngebieten zulässigen Nutzungen, wie Anlagen von Verwaltungen, 

Gartenbaubetriebe und Tankstellen ausgeschlossen. Aufgrund der Lage des Plangebietes so-

wie der vorhandenen baulichen Strukturen im direkten Umfeld würden sich derartige Nutzun-

gen aus städtebaulicher Sicht nicht gut in die Umgebung einfügen. Vielmehr wird durch den 

Ausschluss der o. g. Nutzungen der Charakter der umgebenden Siedlungsstruktur fortgeführt.  

7.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ), die ma-

ximal zulässige Höhe baulicher Anlagen sowie die zulässige Anzahl der Vollgeschosse be-

stimmt. 

Die Grundflächenzahl gibt an, wieviel Quadratmeter Grundfläche je Quadratmeter Grund-

stücksfläche überbaut werden darf. Da aufgrund der Lage des Plangebietes einerseits eine 

optimale Ausnutzung der Baugrundstücke im Sinne eines sparsamen Umgangs mit Grund 

und Boden ermöglicht werden soll, andererseits der dörflich geprägten Siedlungsstruktur 

Rechnung getragen wird, wird eine Grundflächenzahl von 0,25 festgesetzt und somit der Ori-

entierungswert der Bodenversiegelung für Allgemeine Wohngebiete von 0,4 gemäß § 17 

BauNVO unterschritten. Damit verbleiben zugleich ausreichend Freiflächen, die den vorhan-

denen Gehölzbestand berücksichtigen und für die innere Durchgrünung des Gebietes zur Ver-

fügung stehen.  

Eine Überschreitung der festgesetzten Grundfläche durch Nebenanlagen, Stellplätze und 

Garagen mit ihren Zufahrten sowie bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche darf 

im allgemeinen Wohngebiet bis zu 50 % betragen.  
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Da neben klassischen auch moderne Gebäudeformen im Plangebiet ermöglicht werden sol-

len, wird festgesetzt, dass die Gebäude zwei Vollgeschosse aufweisen dürfen. Zugleich kann 

die tatsächliche Höhe der zukünftigen Gebäude nicht abschließend durch die festgesetzte 

Anzahl der Vollgeschosse bestimmt werden, weshalb zusätzlich die Höhe baulicher Anla-

gen auf maximal 9,5 m begrenzt wird. Geringfügige Überschreitungen der zulässigen Höhe 

sind lediglich durch untergeordnete Gebäudeteile (z. B. Schornsteine) um bis zu 1,5 m zuläs-

sig. Als Bezugshöhe gilt die Höhe des jeweils zugeordneten Höhenbezugspunktes im Bereich 

der Dorfstraße. Durch diese Festsetzungen ist gewährleistet, dass die neue Bebauung sich in 

die vorhandenen Strukturen einfügt. Die Entstehung von ortsuntypischen, besonders hohen, 

Gebäuden ist somit ausgeschlossen. Aufgrund des Höhenreliefs wurden zwei Höhenbezugs-

punkte festgesetzt und das Plangebiet in zwei Bereiche untergliedert, um die maximale Hö-

henentwicklung der zukünftigen Gebäude an das vorhandene Gelände anzugleichen. 

7.3 Bauweise / überbaubare Grundstücksflächen / Anzahl der maximal zulässigen 

Wohneinheiten  

Aufgrund der Lage des Plangebietes, welches im Westen und Süden an weitere Wohnbebau-

ung angrenzt sowie der überwiegenden örtlichen Nachfrage, ist für das Allgemeine Wohnge-

biet eine Einzel- und Doppelhausbebauung vorgesehen. 

Daher wird im Plangebiet eine abweichende Bauweise (a) wie folgt festgesetzt:  

Für das allgemeine Wohngebiet ist eine abweichende Bauweise festgesetzt, innerhalb derer 

Einzel- und Doppelhäuser mit seitlichem Grenzabstand zu errichten sind. Die zulässige Ge-

bäudelänge beträgt für Einzelhäuser maximal 20 m und für Doppelhäuser maximal 25 m. Die 

Begrenzung der Länge baulicher Anlagen erfolgt, um den Charakter des dörflich strukturierten 

Siedlungsbereiches zu erhalten. 

Zudem sind im geplanten allgemeinen Wohngebiet maximal zwei Wohneinheiten je Wohn-

gebäude zulässig. Besteht ein Baukörper aus mehreren, selbständig nutzbaren Gebäuden 

sind für diesen Baukörper insgesamt maximal 2 Wohnungen zulässig. Diese Regelung zur 

Ausnutzung der vorgesehenen baulichen Anlagen ist entsprechend auf die vorrangige Bedarf 

in der Gemeinde Vollersode abgestimmt.  

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden im Bebauungsplan durch zeichnerisch fest-

gesetzte Baugrenzen definiert. Diese weisen einen ausreichenden Abstand zu den im Plan-

gebiet vorhandenen Gehölzbeständen auf.  

7.4 Verkehrsflächen  

Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes erfolgt über die bereits ausgebaute Dorf-

straße, die in ihrem Bestand in die Planzeichnung aufgenommen wurde. 

7.5 Erhalt von Einzelbäumen  

Im nordwestlichen Teil des Plangebietes sowie an der Dorfstraße befinden sich Eichen, die 

prägend für das Ortsbild sind und daher zum Erhalt festgesetzt werden. Um diesen ortbildprä-

genden Bestand dauerhaft zu sichern, sind Abgänge durch Nachpflanzungen gleicher Art auf 

dem gleichen Grundstück zu ersetzten. 

7.6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-

schaft 

Zum Schutz der zum Erhalt festgesetzten Einzelbäume wurde eine Festsetzung in den Be-

bauungsplan aufgenommen, die für die gesondert gekennzeichneten Kronentraufbereiche 

jegliche Bodenversiegelung ausschließt sowie Bodenauffüllungen und -abgrabungen auf ma-

ximal 20 cm beschränkt. Zudem dürfen Bodenauffüllungen nur mit wasser- und luftdurchläs-

sigen Materialien vorgenommen werden.  
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7.7 Umgrenzung von Schutzobjekten 

Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich sowohl an der Dorfstraße sowie in unmittelba-

rer Nähe zu den Eichenstandorten im Nordwesten des Plangebietes Ilexsträucher. Diese ge-

hören zu den gesetzlich geschützten Pflanzenarten und sind daher unabhängig von der vor-

liegenden Bauleitplanung zu erhalten. Der zusammenhängende Ilexbestand an der Dorf-

straße wird daher entsprechend als Schutzobjekt gekennzeichnet. Die übrigen Ilexsträucher 

befinden sich locker verteilt im Nahbereich der zum Erhalt festgesetzten Einzelbäume. Da es 

sich um einzelne Pflanzen handelt, die aufgrund des Maßstabes nicht einzeln gekennzeichnet 

werden können, wurde auf eine Festsetzung verzichtet und stattdessen ein nachrichtlicher 

Hinweis in die Planzeichnung und die Begründung aufgenommen. 

7.8 Flächenübersicht 

Flächenart Größe in m² Anteil in % 

Allgemeines Wohngebiet  ca. 5.905 m² 82,04 % 

Straßenverkehrsfläche  ca. 1.220 m² 16,95 % 

Geschützte Pflanzen (Ilex) ca. 73 m² 1,01 % 

Gesamtfläche ca. 7.198 m² 100 % 

8. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFT 

Aufgrund der Lage des Plangebietes im historischen Ortskern wird eine örtliche Bauvorschrift 

in den Bebauungsplan aufgenommen, welche Regelungen bezüglich der Grundstückseinfrie-

dungen beinhaltet. Entlang der für das Ortsbild bedeutsamen Grundstücksgrenzen an den 

öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind Einfriedungen nur mit standortheimischen Laubge-

hölzhecken, Holzzäunen oder Feldsteinen bis zu einer Höhe 1,2 m zulässig. Dadurch wird 

einerseits eine einheitliche Gestaltung mit ortsüblichen Materialien und Farbebungen sicher-

gestellt, andererseits verbleiben ausreichend Gestaltungsmöglichen für die Grundstückeigen-

tümer. 

9. PLANUNGSRELEVANTE BELANGE 

Entsprechend den Regelungen des § 13b BauGB i. V. m. § 13a BauGB besteht für den vor-

liegenden Bebauungsplan kein Erfordernis, eine Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB 

durchzuführen. Ungeachtet dessen sind die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege 

in die gemeindliche Abwägung einzustellen. 

Zur Bewertung der naturschutzfachlichen Belange werden in Niedersachsen, wie auch in an-
deren Bundesländern, in der Regel genormte Bewertungs- und Kompensationsmodelle ange-
wandt. Hier erfolgt die Bewertung anhand des so genannten BREUER-Modells von 1994 in 
seiner aktuellen Version aus dem Jahr 2006. 

Für das Schutzgut Pflanzen und Tiere sieht das Modell eine Bewertung in einer 5-stufigen 
Werteskala (I-V) vor, für die Schutzgüter Boden, Fläche, Wasser, Klima / Luft sowie Land-
schaftsbild eine 3-stufige Werteskala (1-3). 

Analog zu den letztgenannten Schutzgütern werden auch die weiteren hier behandelten 
Schutzgüter Menschen, Biologische Vielfalt, sonstige Sach- und Kulturgüter, Wechselbezie-
hungen zwischen den Schutzgütern und Schutzgüter / besonders geschützte Biotope zur bes-
seren Vergleichbarkeit in einer 3-stufigen Werteskala (1-3) bewertet.  
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Hierbei gilt:  

Tab. 1: Wertstufen nach BREUER 

Wertstufe V/3: Schutzgüter von besonderer Bedeutung  

( besonders gute / wertvolle Ausprägungen) 

Wertstufe IV: Schutzgüter von besonderer bis allgemeiner Bedeutung 

Wertstufe III/2:  Schutzgüter von allgemeiner Bedeutung  

Wertstufe II: Schutzgüter von allgemeiner bis geringer Bedeutung 

Wertstufe I/1: Schutzgüter von geringer Bedeutung  

( schlechte / wenig wertvolle Ausprägungen) 

Aktuell stellt sich das vorliegende Plangebiet überwiegend als landwirtschaftlich genutzte 
Grünlandfläche dar. Der nordwestliche Teil wird zudem durch eine Baumgruppe aus alten 
Stiel-Eichen (Quercus robur) eingenommen. Vereinzelt kommen in diesem Bereich auch Eu-
ropäische Stechpalmen (Ilex aquifolium) vor, die sich überwiegend in Wurzelanläufen der 
Stiel-Eichen entwickeln konnten. Das Straßenflurstück der Dorfstraße befindet sich mit seinem 
dem Plangebiet vorgelagerten Abschnitt im Süden des Plangebiets. Die Fahrbahn der Straße 
ist asphaltiert und die Bankette werden durch Scherrasenflächen eingenommen. Entlang der 
Dorfstraße befinden sich Strauch-Baumhecken, die ebenfalls Vorkommen von Europäischen 
Stechpalmen (Ilex aquifolium) enthalten, sowie vier alte Stieleichen mit Stammdurchmessern 
von 0,9 m bis 1,1 m. In der Umgebung des Plangebietes ist bereits lockere, dörfliche Wohn-
bebauung vorhanden. Nördlich und südöstlich befinden sich zudem landwirtschaftlich ge-
nutzte Grünlandflächen und Felder.  

Dem Plangebiet kommt in Bezug auf das Schutzgut Mensch aufgrund der landwirtschaftlichen 

Nutzung eine Bedeutung für die Produktion von landwirtschaftlichen Erzeugnissen und damit 

für die Versorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln zu. Ortsbildprägende Strukturen mit 

einer Bedeutung für das Heimatgefühl der Anwohner sind im Bereich des Plangebietes in 

Form der alten Stiel-Eichen vorhanden, die als Baumgruppen sowie Solitäre stehen. Eine be-

sondere Bedeutung für die Erholung kann hingegen nicht erkannt werden, da die angrenzen-

den Straßen und Wege keine bevorzugten Erholungsrouten darstellen. 

Das Plangebiet ist durch die Immissionen des Verkehrs auf der Dorfstraße bereits vorbelastet. 

Aufgrund der Lage im ländlichen Gebiet ist zudem zweitweise mit Geruchsimmissionen durch 

die Bearbeitung der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen zu rechnen. Diese bewegen 

sich allerdings in einem Maß, das gesunden Wohnverhältnissen nicht entgegensteht. Insge-

samt ist dem Plangebiet bezogen auf das Schutzgut Menschen derzeit eine allgemeine Be-

deutung (Wertstufe 2) zuzuordnen.  

Durch die vorgesehene Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes kommt dem Plangebiet 

zukünftig eine Bedeutung als Wohnstandort zu. Eine Bedeutung für die Produktion von land-

wirtschaftlichen Produkten ist hingegen nicht länger gegeben. Die Bedeutung für das Heimat-

gefühl mindert sich nicht da die Baumgruppe und die Einzelbäume erhalten bleiben. Zusam-

menfassend bleibt die allgemeine Bedeutung (Wertstufe 2) bezogen auf das Schutzgut Men-

schen erhalten. Erhebliche Beeinträchtigungen sind nicht gegeben. 

Unter dem Schutzgut Fläche ist im Sinne des sparsamen und schonenden Umgangs mit 

Grund und Boden gemäß § 1a Abs. 2 BauGB der Aspekt des flächensparenden Bauens zu 

verstehen. Dabei steht der qualitative Flächenbegriff stärker im Vordergrund als der quantita-

tive, der schwerpunktmäßig unter dem Schutzgut Boden zu beurteilen ist. Die Grünlandflächen 

des Plangebietes mit den Gehölzstrukturen zählen zur freien Landschaft und sind damit in 

Bezug auf das Schutzgut Fläche als unbelastet einzustufen. Diesen Bereichen kommt eine 

besondere Bedeutung (Wertstufe 3) in Bezug auf das Schutzgut Fläche zu. Die Straßenver-

kehrsfläche der Dorfstraße zählt nicht zur freien Landschaft und unterliegt somit bereits einer 

Vorbelastung. Diesen Flächen ist daher eine geringe Bedeutung (Wertstufe 1) zuzuordnen.  
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Da Freiflächen für eine Wohnbebauung in Anspruch genommen werden, handelt es sich bei 

der vorliegenden Planung um eine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzgutes Fläche. Dem 

Plangebiet kommt in Bezug auf das Schutzgut Fläche zukünftig lediglich noch eine geringe 

Bedeutung (Wertstufe 1) zu. 

Bezogen auf das Schutzgut Pflanzen und Tiere sowie biologische Vielfalt zeigt der Großteil 

des Plangebietes eine intensive landwirtschaftliche Nutzung der Fläche. Zur Zeit der Biotop-

kartierung war der Großteil des Plangebietes gerade frisch bewirtschaftet und stellt sich damit 

als Mischbiotop zwischen Grünlandeinsaat (GA) und Artenarmem Intensivgrünland (GI) dar. 

Dem Artenarmen Intensivgrünland / der Grünlandeinsaat kommt eine geringe bis allgemeine 

Bedeutung zu (Wertstufe I bis II) 

Im Nordwesten des Plangebietes befindet sich eine Baumgruppe (HBE) mit 15 alten Stiele-

Eichen (Quercus robur). Die Stieleichen haben Stammdurchmesser zwischen 0,4 und 0,8 m 

und sind teilweise mit Efeu (Hedera helix) bewachsen. Im Unterwuchs befinden sich mehrere 

Europäische Stechpalmen (Ilex aquifolium), die sich im Bereich der Stammanläufe der Stiel-

Eichen entwickeln konnten, da eine Mahd hier kaum möglich ist. Zudem sind hier junge 

Exemplare der Traubenkirsche (Prunus spec.) anzutreffen, als Unterwuchs treten überwie-

gend Süßgräser (Poaceen) auf.  

Gemäß des angewandten Kompensationsmodells wird bei der Baumgruppe (HBE) auf die 

Vergabe von Wertstufen verzichtet.  

Entlang der Dorfstraße befindet sich zwei Strauchbaumhecken (HFM) bestehend aus Stiel-

Eichen (Quercus robur), Rotbuchen (Fagus sylvatica), Weißdorn (Crataegus spec.), Ahorn 

(Acer spec.), Brombeere (Rubus fructicosus) und Europäischer Stechpalme (Ilex aquifolium). 

Der Strauchbaumhecke (HFM) kommt eine allgemeine Bedeutung (Wertstufe 2) für das 

Schutzgut Pflanzen und Tiere zu.  

Der Dorfstraße (OVS) kommt als versiegelte Verkehrsfläche eine geringe Bedeutung (Wert-

stufe II) für Schutzgut Pflanzen und Tiere zu. 

An der Dorfstraße befinden sich zudem mehrere Einzelbäume (HBE). Im Nordwesten stockt 

eine Stiel-Eiche mit einem Stammdurchmesser von 1,0 m. In der Nähe der Strauchbaumhecke 

befindet sich eine weitere Stiel-Eiche mit einem Stammdurchmesser von 1,1 m und im Süd-

osten des Plangebietes befinden sich zwei Stiel-Eichen mit Stammdurchmessern von 0,9 und 

1,0 m. Gemäß des angewandten Kompensationsmodells wird bei den Einzelbäumen (HBE) 

auf die Vergabe von Wertstufen verzichtet.  

Südlich der befestigten Fahrbahn der Dorfstraße befindet sich eine Scherrasenfläche. Der 

Scherrasenfläche (GRA) kommt eine geringe Bedeutung (Wertstufe I) für das Schutzgut Pflan-

zen und Tiere zu.  

Durch die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes ergibt sich ein vollständiger Verlust 

des Biotoptyps Grünlandeinsaat / Artenarmes Intensivgrünland. Nach der Planung würde sich 

dort die Biotoptypen Einzel- und Reihenhausbebauung (OE) und neuzeitliche Ziergärten 

(PHZ) entwickeln, denen nur eine geringe Bedeutung (Wertstufe I) zukommt.  

Die Einzelbäume (HBE) sowie die Baumgruppe (HBE) im Nordwesten werden im Bebauungs-

plan zum Erhalt festgesetzt, sodass es hier nicht zu Eingriffen kommt. 

Die Strauchbaumhecke (HFM) entlang der Dorfstraße wird im Bebauungsplan nicht zum Er-

halt festgesetzt, wodurch es möglich ist, sie zu entfernen. Allerdings wird der Teil der Strauch-

baumhecke, in dem sich ein flächiges Vorkommen der geschützten Art Europäische Stech-

palme (Ilex aquifolium) befindet im Bebauungsplan als Fläche mit der Umgrenzung von 

Schutzobjekten des Naturschutzrechts festgesetzt. Der Schutz bezieht sich damit nur auf die 

Stechpalmen, andere Gehölze in können hier entfernt werden. Die Flächengröße beträgt 

73 m² und es wird die Annahme getroffen, dass circa 50% der Fläche mit Europäischen Stech-

palmen (Ilex aquifolium) bewachsen sind. Somit errechnet sich eine Fläche von 37 m², die 

kompensationserheblich beeinträchtigt ist. Zusammen mit der weiteren Strauchbaumhecke, 

die nicht zum Erhalt festgesetzt ist ergibt sich in der Summe eine Fläche von 101 m² Fläche 
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der Strauchbaumhecke für die eine vollständige Beseitigung zulässig ist. Entsprechend dem 

BREUER-Modell sind Biotoptypen der Wertstufe III in einem Verhältnis von 1:1 auszugleichen. 

Keine Veränderungen erfahren dagegen die Biotoptypen Straße (OVS) und artenarmer Scher-

rasen (GRA). Ihre gegenwärtige Bedeutung bleibt erhalten.   

Zur Beurteilung der Belange des Besonderen Artenschutzes wurde auf Grundlage einer 

Begehung des Plangebietes das Potential der Fläche als Lebensstätte für besonderes ge-

schützte Arten eingeschätzt. Aufgrund der Gehölzbestände ist von einem Vorkommen von 

Brutvögeln und Fledermäusen auszugehen.  

Die im Plangebiet vorhandenen Gehölze stellen ein potentielles Bruthabitat für zahlreiche Vo-

gelarten dar. Als potentiell vorkommende Brutvogelarten sind vor allem siedlungs- und stö-

rungstolerante Arten, zum Beispiel Haussperling (Passer domesticus), Kohl- und Blaumeise 

Parus major und Cyanistes caeruleus), Amseln (Turdus merula), Rotkehlchen (Erithacus ru-

becula) sowie andere typische Siedlungsarten zu nennen, die im Grünland und den Gehölz-

beständen des Plangebietes sowie den benachbarten Hausgärten leben und den Geltungs-

bereich zur Nahrungssuche nutzen. Ein Vorkommen von gefährdeten Arten, wie beispiels-

weise Wiesenbrütern, ist im Plangebiet aufgrund der geringen Plangebietsgröße, der Störun-

gen durch die Straße und durch die Wohnnutzung in der Umgebung nicht zu erwarten. 

Die Baumgruppe im Nordwesten, die Einzelbäume sowie ein Teil der Strauchbaumhecke blei-

ben erhalten. Diese Habitate sowie diejenigen in der Umgebung können den Vögeln weiterhin 

als Lebensraum dienen, sodass in diesen Bereichen Verbotstatbestände ausgeschlossen 

werden können. Ein Teil der Strauchbaumhecke wird nicht zum Erhalt festgesetzt, sodass sie 

entfernt werden kann. Um in diesem Fall Verbotstatbestände auszuschließen, sollte die Ent-

fernung der Hecke außerhalb der Brutperiode im Zeitraum zwischen dem 30. September und 

dem 1. März erfolgen.  

Da sich mögliche Störungen während der Bauphase auf einen kurzen Zeitraum beschränken 

und ggf. in dieser Zeit alternative Bruthabitate gewählt werden, können Störungen, die sich 

negativ auf den Erhaltungszustand der lokalen Population auswirken, ausgeschlossen wer-

den. 

Für Fledermäuse sind die Baumreihen sowie deren direkte Umgebung in erster Linie als Nah-

rungshabitat von Bedeutung. Die Baumgruppen dienen zudem sicherlich als Leitstrukturen. 

Aufgrund des Alters der Bäume kann jedoch auch nicht ausgeschlossen werden, dass als 

Fledermausquartiere geeignete Höhlen in den Kronen vorhanden sind. Da die Baumgruppe 

und die Einzelbäume zum Erhalt festgesetzt sind und damit weiterhin ein geeignetes Nah-

rungshabitat darstellen können sie auch weiterhin als Leitstruktur fungieren. Zusammen mit 

den beschriebenen Vermeidungsmaßnahmen können Beseitigungen von Fortpflanzungs- und 

Ruhestätten sowie eine Tötung von Individuen ausgeschlossen werden können: Damit sind 

auch für diese Artengruppe keine Verbotstatbestände gegeben. 

Das Schutzgut Landschaftsbild ist im Bereich des Plangebietes aufgrund der intensiven 

landwirtschaftlichen Nutzung sowie der umgebenden Bebauung bereits überprägt. Die Ort-

schaft Vollersode weist zwar teilweise noch ortsbildprägende Gebäude und eine landwirt-

schaftliche Prägung auf, es überwiegt jedoch eine neuzeitliche Wohnbebauung. Gekennzeich-

net wird das Landschaftsbild der Ortschaft sowie der näheren Umgebung zudem durch die 

Lage im Übergangsbereich von der nordwestlich gelegenen Wesermünder Geest zur südöst-

lich verlaufenden Hamme-Oste-Niederung. Die (ursprüngliche) Grünlandnutzung des Plange-

bietes sowie der südöstlich anschließenden Flächen weist bereits auf feuchtere Bodenverhält-

nisse hin. Die Baumgruppe im Plangebiet stellt zudem eine typische Struktur dieses Über-

gangsbereiches dar. Ihr kommt auch aufgrund des Alters der Gehölze eine hohe Bedeutung 

(Wertstufe 3) für das Ort- und Landschaftsbild zu. Den Verkehrsflächen im Plangebiet ist hin-

gegen eine geringe Bedeutung (Wertstufe 1) zuzuordnen. Dem Schutzgut Landschaftsbild 

kommt insgesamt eine allgemeine Bedeutung (Wertstufe 2) zu. Infolge der Aufstellung des 

Bebauungsplanes Nr. 22 wird die Errichtung von wohnbaulich genutzten Gebäuden im 
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Plangebiet ermöglicht. Durch die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sowie die 

örtliche Bauvorschrift wird sichergestellt, dass sich die neuen Gebäude in das Bild der umge-

benden Siedlungsbereiche einfügen. Da zudem die ortsbildprägende Baumgruppe erhalten 

wird, können Beeinträchtigungen des Orts- und Landschaftsbildes der näheren Umgebung 

ausgeschlossen werden. Im Bereich des Plangebietes ist allerdings aufgrund der Bebauung 

von einer Wertminderung auszugehen, so das ihm hinsichtlich des Schutzgutes Landschafts-

bild zukünftig eine allgemeine bis geringe Bedeutung (Wertstufe 1 bis 2) zukommt.  

Dem Schutzgut Klima / Luft ist aufgrund der Lage des Plangebietes am Rand eines Sied-

lungsbereiches sowie den bereits teilweise bestehenden Befestigungen eine allgemeine bis 

geringe (Wertstufe 1 bis 2) Bedeutung beizumessen. Diese Bedeutung ändert sich auch nach 

der Durchführung der Planung nicht. 

Dem Schutzgut Wasser kommt vor Umsetzung der Planung eine allgemeine Bedeutung 

(Wertstufe 2) zu.  

Laut Landschaftsrahmenplan des Landkreis Osterholz befindet sich das Plangebiet in einem 

Bereich mit Bedeutung für die Grundwassererneuerung da dort Grundwasserneubildungsra-

ten von über 200 mm/a vorkommen. Das Plangebiet befindet sich nicht innerhalb von Über-

schwemmungsgebieten, vorläufigen Überschwemmungsgebieten und Risikogebieten außer-

halb von Überschwemmungsgebieten. Außerdem befindet sich das Plangebiet nicht innerhalb 

von Heilquellen- oder Trinkwasserschutzgebieten.  

Durch die Zunahme der Versiegelung auf der Fläche des Allgemeinen Wohngebietes kommt 

es zu einer Verminderung der Grundwasserneubildungsrate sowie zu einer Verminderung der 

Filterfähigkeit. In Anbetracht der in Bezug auf das Schutzgut Grundwasser geringen Flächen-

ausdehnung der für eine Überbauung zugelassenen Böden wird diese Beeinträchtigung als 

nicht erheblich angesehen. 

Die Beseitigung des auf den privaten Grundstücksflächen anfallenden Niederschlagswassers 

soll durch Ableitung in ein vorhandenes Regenrückhaltebecken östlich des Plangebietes er-

folgen.  

Dem Schutzgut Wasser kommt nach Umsetzung der Planung weiterhin eine allgemeine Be-

deutung (Wertstufe 2) zu. 

Gemäß den Aussagen des NIBIS Kartenservers ist im Plangebiet der stauwasserbeeinflusste 

Bodentyp Pseudogley-Podsol anzutreffen. Es handelt sich nicht um einen seltenen Boden 

sowie weder um einen naturnahen Boden, noch um einen Boden mit besonderen Standortei-

genschaften oder einer kulturhistorischen Bedeutung, so dass dem Schutzgut Boden eine 

allgemeine Bedeutung (Wertstufe 2) beizumessen ist. Im Bereich der bereits befestigten Flä-

chen ist allerdings von einer deutlichen Überprägung der Bodenstandorte auszugehen. Die-

sen Bereichen kommt lediglich eine allgemeine bis geringe Bedeutung (Wertstufe 1 bis 2) zu. 

Im vorliegenden Plangebiet wird ein Allgemeines Wohngebiet mit einer Grundflächenzahl von 

0,25 festgesetzt und geregelt, dass die Überschreitung der festgesetzten Grundfläche durch 

Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen mit ihren Zufahrten sowie baulichen Anlagen unter-

halb der Geländeoberfläche bis zu 50 % betragen darf. Infolgedessen werden mit der vorlie-

genden Bauleitplanung Versiegelungen in einem Umfang von etwa 2.214 m² (25 % durch 

Hauptgebäude + 12,5 % durch Nebenanlagen etc. = 37,5 % des Allgemeinen Wohngebietes) 

ermöglicht. Die 1.220 m² Straßenverkehrsfläche der Dorfstraße ist bereits versiegelt. Diese 

Versiegelungen werden als genehmigt angesehen und gehen nicht in die Berechnung des 

Kompensationsbedarfs mit ein. 

Bei den zusätzlichen Versiegelungen handelt es sich um erhebliche Beeinträchtigungen des 

Schutzgutes Boden. Den versiegelten Bereichen kommt zukünftig lediglich noch eine geringe 

Bedeutung (Wertstufe 1) zu.  

Bei erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden sieht das angewendete Kompen-

sationsmodell für Böden mit allgemeiner Bedeutung einen Ausgleich im Verhältnis von 1:0,5 

vor. Demzufolge würde sich ein Kompensationsbedarf von 1.107 m² ergeben.  
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Das Plangebiet liegt nicht innerhalb eines Schutzgebietes. Östlich angrenzend liegt das Land-

schaftsschutzgebiet LSG OHZ 00010 „Finndorfschanze“. Es wird durch die vorliegende Pla-

nung nicht zu erheblichen Beeinträchtigungen des Landschaftsschutzgebietes kommen, da in 

der Nähe des Landschaftsschutzgebietes bereits Wohnbebauung vorhanden ist. 

Es befinden sich geschützte Pflanzen in Form von Europäischen Stechpalmen (Ilex aquifo-

lium) im Plangebiet.  

Dem Schutzgut Schutzgebiete und -objekte kommt vor Umsetzung der Planung eine allge-

meine Bedeutung (Wertstufe 2) zu. 

Der Bereich mit den Europäischen Stechpalmen, wird als Umgrenzung von Schutzobjekten 

des Naturschutzrechts festgesetzt, da es sich um ein flächiges Vorkommen handelt. Verein-

zelt kommen Europäische Stechpalmen im Bereich der Baumgruppe vor. Diese wurden nicht 

gesondert gekennzeichnet, da sie sich in den Stammanlaufbereichen der Stiel-Eichen befin-

den. Zudem ist der Kronentraufbereich in der Planzeichnung gekennzeichnet und festgesetzt, 

dass jegliche Versiegelungen sowie Bodenabgrabungen von mehr als 20 cm in diesem Be-

reich nicht zulässig sind. Bodenauffüllungen bis zu einer Höhe von 20 cm dürfen ausschließ-

lich mit wasser- und luftdurchlässigen Materialien vorgenommen werden (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 

BauGB). Daher kommt dem Gebiet in Bezug auf das Schutzgut Schutzgebiete und -objekte 

nach Umsetzung der Planung eine allgemeine Bedeutung (Wertstufe 2) zu.  

Im Plangebiet sowie der näheren Umgebung befinden sich keine Bodendenkmäler. Westlich 
des Plangebietes befindet sich das Baudenkmal „Wallhöfener Straße 33“. Bei dem Baudenk-
mal handelt es sich um eine Hofanlage auf großer Parzelle mit Wohn-/Wirtschaftsgebäude 
von 1750, einer Scheune des 19. Jahrhunderts und einem Stall der Zeit um 1900 (Denkmal-
atlas Niedersachsen, 2023). Dem Schutzgut Sonstige Sach- und Kulturgüter kommt vor 
Umsetzung der Planung eine allgemeine Bedeutung (Wertstufe 2) zu. 

Durch die vorliegende Planung kommt es nicht zu Beeinträchtigungen des Baudenkmals, da 
Sichtbeziehungen nicht gegeben sind, weil das Plangebiet durch die Baumgruppe bereits aus-
reichend nach Westen eingegrünt ist und diese Bäume ebenfalls zum Erhalt festgesetzt wer-
den.  

Damit kommt dem Schutzgut Sonstige Sach- und Kulturgüter in der vorliegenden Planung 
eine allgemeine Bedeutung (Wertstufe 2) zu. 

Besondere Wechselbeziehungen, die wesentlich über das Maß der Bedeutung der einzelnen 
Güter hinausgehen, können im vorliegenden Landschaftsausschnitt nicht erkannt werden. Da-
her bleibt das Schutzgut Wechselbeziehungen zwischen den Schutzgütern ohne Belang. 

Infolge der vorliegenden Planung ergeben sich somit erhebliche Beeinträchtigungen der 
Schutzgüter Fläche, Pflanzen und Tiere sowie Boden. Insgesamt würde sich ein Kompensa-
tionsbedarf von 1.107 m² für die Schutzgüter Boden und Fläche ergeben und 101 m² für das 
Schutzgut Pflanzen und Tiere.  

Erheblichen nachteiligen Auswirkungen nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 j BauGB sind infolge der Pla-
nung, wie bereits in Kap. 1 erläutert, nicht zu erwarten. 

Eine Kompensation der ermittelten erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzgüter Fläche, 
Pflanzen und Tiere sowie Boden ist gemäß § 13b i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB nicht 
erforderlich, da „Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten 
sind, als [...] vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig“ gelten. Eine Abwägung 
hinsichtlich des Kompensationserfordernisses hat somit bereits auf Ebene der Gesetzgebung 
stattgefunden. 

9.1 Verkehr 

Aufgrund der Größe des festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes und der durch die restrik-

tive Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen möglichen Grundstücksaufteilung ist 

von bis zu 4 Baugrundstücken auszugehen. In den textlichen Festsetzungen wird für das Plan-

gebiet zum einen die Errichtung von Einzel- oder Doppelhäusern verbindlich festgesetzt, zum 

anderen wird die Anzahl der Wohneinheiten auf maximal 2 je Wohngebäude begrenzt, so dass 
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insgesamt maximal 8 Wohneinheiten errichtet werden können. Es ist jedoch davon auszuge-

hen, dass die tatsächlich realisierte Anzahl der Wohneinheiten niedriger sein wird. 

Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes erfolgt über die Dorfstraße. Diese ist für den 

öffentlichen Verkehr gewidmet und dient bereits heute der Erschließung der umliegenden 

Grundstücke.  

Grundlage für die Abschätzung des Verkehrsaufkommens, welches durch den vorliegenden 

Bebauungsplan initiiert wird, ist die Annahme, dass 4 Baugrundstücke entstehen, auf denen 

jeweils bis zu zwei Wohneinheiten zulässig sind, so dass bis zu 8 Wohneinheiten (WE) reali-

siert werden könnten. Im Zuge der Veräußerung der Grundstücke kann es diesbezüglich al-

lerdings zu Abweichungen kommen. Es wird eine Anzahl von durchschnittlich 1,99 Personen 

pro Wohneinheit der Abschätzung zu Grunde gelegt, so dass sich daraus eine Einwohnerzahl 

(EW) von 16 ergibt. Es wird darauf hingewiesen, dass es sich um einen konservativen Be-

trachtungsansatz mit angegebenen Spitzenwerten handelt, der von einer idealen Ausnutzung 

des Plangebiets ausgeht. Die später tatsächlich realisierte Anzahl der Wohneinheiten kann 

davon abweichen, wodurch das tatsächliche Verkehrsaufkommen geringer ausfallen würde. 

Die Anzahl der Wege je Einwohner beträgt nach Bosserhoff1 in Niedersachsen durchschnitt-

lich 3,5 pro Tag. Somit errechnet sich ein Aufkommen von insgesamt 56 Wegen pro Tag für 

den Bereich des Plangebietes. Bedingt durch die Lage und der Annahme, dass viele Wege 

mit dem PKW zurückgelegt werden, wird von einem Anteil von 75 % des motorisierten Indivi-

dualverkehrs (MIV) ausgegangen. Als Besetzungsgrad pro Fahrzeug wird der von Bosserhoff 

genannte Mittelwert von 1,2 Personen angenommen, so dass der Gesamtwert der Quell- und 

Zielverkehre zum und aus dem Plangebiet bei 35 Fahrten pro Tag liegt. Neben dem Quell- 

und Zielverkehr der Einwohner sind noch ca. 10 % Fremdverkehre (3 Fahrten pro Tag) sowie 

LKW-Verkehr (0,8 LKW je Einwohner), d. h. 1 Fahrt, zu berücksichtigen. 

Somit beträgt das voraussichtliche durchschnittliche Verkehrsaufkommen insgesamt 39 Fahr-

ten je Tag. Für den Zeitraum der Spitzenstunde im Anliegerverkehr (laut Bosserhoff handelt 

es sich hierbei um die Uhrzeit zwischen 6 und 7 Uhr morgens), der einem Anteil von 15 % 

Prozent der Quellverkehre entspricht, bedeutet dies ein maximales Verkehrsaufkommen von 

3 Pkw innerhalb einer Stunde. 

Bedingt durch die geringe Größe des Plangebietes sowie der moderaten Anzahl der zusätzli-

chen Wohneinheiten (maximal 8) ist nur mit einem unwesentlichen Anstieg des Verkehrsauf-

kommens zu rechnen. Eine Überlastung der Dorfstraße ist dadurch nicht zu erwarten. Es ist 

daher davon auszugehen, dass keine unzumutbaren Beeinträchtigungen angrenzender Be-

reiche verursacht werden.  

Eine Bushaltestelle (Wallhöfen Dorfstraße) befindet sich in ca. 450 m Entfernung zum Plan-

gebiet im Kreuzungsbereich B 74 / Dorfstraße. Die Haltestelle wird von den Buslinien 680, 885 

und 886 angefahren und ermöglichen Verbindungen nach Hambergen, Osterholz-Scharm-

beck, Ritterhude, Worpswede und Bremen Gröpelingen. Insofern ist die Anbindung des Plan-

gebietes an den ÖPNV als gut zu bezeichnen. 

9.2 Ver- und Entsorgung 

Das Plangebiet kann an die zentralen Ver- und Entsorgungseinrichtungen von Gemeinde und 

Landkreis bzw. der sonst zuständigen Ver- und Entsorgungsträgern angeschlossen werden. 

Die erforderliche Ergänzung der vorhandenen Leitungen erfolgt in Abstimmung mit den jewei-

ligen Leitungsträgern und unter Berücksichtigung der einschlägigen Regeln der Technik. 

Die Beseitigung des auf den privaten Grundstücksflächen anfallenden Niederschlagswassers 

soll durch Ableitung in ein vorhandenes Regenrückhaltebecken östlich des Plangebietes er-

folgen.  

                                                      
1 Programm Ver_Bau: Abschätzung des Verkehrsaufkommens durch Vorhaben der Bauleitplanung mit Excel-

Tabellen am PC (Dr.-Ing. Dietmar Bosserhoff) 
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9.3 Landwirtschaft  

Die Flächen des Plangebietes werden derzeit landwirtschaftlich genutzt.  

Es sind jedoch keine negativen Auswirkungen auf die Landwirtschaft durch die vorliegende 

Planung zu erwarten, da es sich nur um eine eher kleine Fläche handelt, die zudem durch die 

Dorfstraße im Süden sowie die vorhandene Bebauung begrenzt ist. Damit werden keine land-

wirtschaftlich genutzten bzw. gut nutzbaren Flächen „zerschnitten“. 

Der nächstgelegene landwirtschaftliche Betrieb befinden sich etwa 500 m östlich des Plange-

bietes, d. h. außerhalb der Hauptwindrichtung. 

Mit der Lage des Plangebietes in unmittelbarer Nähe zu landwirtschaftlichen Flächen, können 

Staub- und Geruchsemissionen auf das Plangebiet einwirken. Im ländlich geprägten Raum ist 

eine derartige Nachbarschaft jedoch nahezu unumgänglich, so dass bei gegenseitiger Rück-

sichtnahme keine Konflikte zu erwarten sind, die der geplanten Nutzung grundsätzlich entge-

genstehen.  

9.4 Klimaschutz 

Der Themenbereich Klimaschutz hat aufgrund der Auswirkungen des Klimawandels sowie 

sinkender Ressourcen fossiler Brennstoffe im globalen und gesamtgesellschaftlichen Zusam-

menhang eine hohe Bedeutung. Dies spiegelt sich auch in der EU-Gesetzgebung sowie in 

nationalen Gesetzen wider. In Deutschland gibt es umfangreiche Vorschriften, die bei der 

Neuerrichtung von Gebäuden und Modernisierung von Gebäuden zu berücksichtigen sind. 

Das Gebäudeenergiegesetz (GEG) trat am 01.11.2020 in Kraft. Das Gesetz hat die Energie-

einsparverordnung (EnEV), sowie das Energieeinsparungsgesetz (EnEG) und das Erneuer-

bare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) abgelöst und deren Inhalte zu einer Vorschrift zu-

sammengefasst. Es gilt für alle Gebäude, die beheizt oder klimatisiert werden. Seine Vorga-

ben beziehen sich vorwiegend auf die Heizungstechnik und den Wärmedämmstandard von 

Gebäuden. Ziel des Gesetzes ist „ein möglichst sparsamer Einsatz von Energie in Gebäuden 

einschließlich einer zunehmenden Nutzung erneuerbarer Energien zur Erzeugung von 

Wärme, Kälte und Strom für den Gebäudebetrieb.“  

„Unter Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit soll das Gesetz im Interesse des 

Klimaschutzes, der Schonung fossiler Ressourcen und der Minderung der Abhängigkeit von 

Energieimporten dazu beitragen, die energie- und klimapolitischen Ziele der Bundesregierung 

sowie eine weitere Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch für 

Wärme und Kälte zu erreichen und eine nachhaltige Entwicklung der Energieversorgung zu 

ermöglichen.“ (§1 Abs. 1 und 2 GEG) 

Gemäß der aktuell geltenden Fassung der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) sind „bei 

der Errichtung von Gebäuden, die mindestens eine Dachfläche von 50 m² aufweisen, […] 

mindestens 50 Prozent der Dachfläche mit Photovoltaikanlagen auszustatten.“ Dies gilt für die 

Errichtung von Wohngebäude nach dem 31. Dezember 2024.  

Für Wohngebäude, für die ein Bauantrag oder eine Baumitteilung nach dem 31. Dezember 

2022 eingereicht wird, muss zumindest die Tragkonstruktion so beschaffen sein, dass auf al-

len Dachflächen Photovoltaikanlagen zur Stromerzeugung aus solarer Strahlungsenergie er-

richtet werden können, so dass diese auch nachträglich installiert werden können.  

Die vorgenannten gesetzlichen Vorgaben betreffen die nachgeordnete Planungsebene und 

sind bei konkreten Baumaßnahmen zu berücksichtigen. 

In Bezug auf die Ebene der Bauleitplanung sind insbesondere folgende Vorgaben des Bau-

gesetzbuches relevant: 

„Die Bauleitpläne sollen eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die sozialen, wirt-

schaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künf-

tigen Generationen miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit die-

nende sozialgerechte Bodennutzung unter Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse der Bevöl-

kerung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, 
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die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und 

die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städ-

tebauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwi-

ckeln. Hierzu soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenent-

wicklung erfolgen.“ (§ 1 Abs. 5 BauGB) 

„Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel 

entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, 

Rechnung getragen werden. Der Grundsatz nach Satz 1 ist in der Abwägung nach § 1 Absatz 

7 zu berücksichtigen.“ ( §1a Abs. 5 BauGB) 

Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung werden folgende Klimaschutzaspekte berück-

sichtigt: 

Die im vorliegenden Bebauungsplan mit 0,25 festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) unter-

schreitet den Orientierungswert für Allgemeine Wohngebiete gem. § 17 BauNVO (Baunut-

zungsverordnung). Damit wird zwar der Flächenverbrauch durch die Siedlungsentwicklung 

nicht gemindert, aber es erfolgt eine Anpassung an den Klimawandel, indem ausreichend Flä-

chen für private Freiflächen zur Verfügung stehen. Dadurch werden sowohl Beeinträchtigun-

gen des lokalen Wasserkreislaufes vermieden als auch Auswirkungen von Starkregenereig-

nissen abgemildert.  

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im Bebauungsplan so angeordnet, dass die zu-

künftigen Gebäude in Bezug auf die Nutzung von Solarenergie optimal ausgerichtet werden 

können.  

Der vorhandene Einzelbaumbestand im Plangebiet bleibt vollständig erhalten, so dass das 

dort gebundene CO2 weiterhin im Pflanzenmaterial gespeichert bleibt und zudem das Klein-

klima positiv beeinflusst wird. 

Die Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplanes geben lediglich den Rahmen für eine 

klimaangepasste Bebauung vor und lassen viel individuellen Gestaltungsspielraum hinsicht-

lich der Gebäudegestaltung sowie der technischer Gebäudeausstattung. 

10. Nachrichtliche Hinweise 

1. Archäologische Denkmalpflege 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das 

Können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige 

Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht 

werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) melde-

pflichtig und müssen der unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises unverzüglich ge-

meldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. 

2. Militärische Altlasten 

Sollten bei anstehenden Erdarbeiten Land- und Luftkampfmittel, wie z.B. Granaten, Panzer-

fäuste, Minen oder Munition, gefunden werden, ist umgehend die zuständige Polizeidienst-

stelle, das Ordnungsamt oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst zu benachrichtigen. 

3. Altablagerungen 

Altablagerungen und Altlasten sind im Plangebiet nicht bekannt. Sollten im Zuge von Bau-

maßnahmen Müllablagerungen, Altablagerungen bzw. Altstandorte (kontaminierte Betriebs-

flächen) oder sonstige Boden- bzw. Grundwasserverunreinigungen festgestellt werden, ist der 

Landkreis Osterholz als Untere Bodenschutzbehörde sofort zu benachrichtigen. 

4. Gestaltung der nicht überbauten Flächen von Baugrundstücken 

Entsprechend § 9 Abs. 2 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) sind die nicht über-

bauten Flächen von Baugrundstücken als Grünflächen anzulegen. Dementsprechend muss 
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auf diesen Flächen der Anteil an Vegetation überwiegen, so dass Steinflächen (Plattenbeläge, 

Pflasterungen, Schotterflächen etc.) nur in geringem, der Vegetation deutlich untergeordne-

tem Maße zulässig sind. Verstöße stellen eine Ordnungswidrigkeit gem. § 80 NBauO dar, die 

geahndet werden kann. 

5. Besonderer Artenschutz 

Gemäß den Bestimmungen des § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten: 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu 

verletzen, zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädi-

gen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während 

der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich 

zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszu-

stand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten 

aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus 

der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 
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Die Begründung wurde gemäß § 9 Abs. 8 BauGB im Auftrage der Gemeinde Vollersode aus-

gearbeitet: 

Bremen, den 30.03.2023 

 

......................................... 

 

 

Vollersode, den ………………… 

 

  ………………… 

  (Angela Greff) 

  Bürgermeisterin 

 

Verfahrenshinweise: 

1. Die Begründung hat gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vom …………………bis …………………zu-

sammen mit der Planzeichnung öffentlich ausgelegen. 

2. Die geänderte Begründung hat gemäß § 4a Abs. 3 BauGB i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB vom 

…………………bis …………………zusammen mit der geänderten Planzeichnung erneut 

öffentlich ausgelegen. 

 

 

Vollersode, den ………………… 

 

 

  ………………… 

  (Angela Greff) 

  Bürgermeisterin 


